
Beschluss 
des Gemeinsamen Bundesausschusses über eine Änderung 
der Richtlinie Methoden vertragsärztliche Versorgung: 
Hochfrequenzablation des Endometriums mittels 
Netzelektrode bei Menorrhagie 

Vom 19. Mai 2022 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am 19. Mai 2022 beschlossen, 
die Richtlinie Methoden vertragsärztliche Versorgung (MVV-RL) in der Fassung vom 17. Januar 
2006 (BAnz. S. 1523), die zuletzt durch die Bekanntmachung des Beschlusses vom 17. Februar 
2022 (BAnz AT 10.05.2022 B4) geändert worden ist, wie folgt zu ändern: 

I. In Anlage I (Anerkannte Untersuchungs- oder Behandlungsmethoden) wird folgende
Nummer angefügt:

„39. Hochfrequenzablation des Endometriums mittels Netzelektrode bei Menorrhagie.

§ 1 Beschreibung der Methode

Bei der Hochfrequenzablation (HF-Ablation) mittels Netzelektrode bei Menorrhagie wird 
durch eine flächige hochfrequente Stromapplikation über eine Netzelektrode, deren 
Leistungsabgabe an die Maße des Uterus angepasst wird, das Endometrium abladiert. Die 
Netzelektrode wird transzervikal in den Uterus eingeführt und intrauterin entfaltet. Eine 
Impedanzmessung führt zu einer automatischen Beendigung der Stromapplikation nach 
Erreichen einer optimalen Tiefe der Gewebezerstörung. Eine hysteroskopische oder 
sonographische Sichtkontrolle während der Ablation erfolgt nicht. 

§ 2 Indikation

Die HF-Ablation darf zu Lasten der Gesetzlichen Krankenversicherung nur bei Patientinnen 
mit Menorrhagien und Indikation zur Durchführung einer ablativen Behandlung des 
Endometriums durchgeführt werden. 

§ 3 Eckpunkte der Qualitätssicherung

(1) Die Leistung nach § 1 kann nur von Fachärztinnen und Fachärzten für Frauenheilkunde
und Geburtshilfe zu Lasten der Gesetzlichen Krankenversicherung erbracht werden.
Die Facharztbezeichnung richtet sich nach der (Muster-) Weiterbildungsordnung der
Bundesärztekammer und schließt auch diejenigen Ärztinnen und Ärzte ein, welche
eine entsprechende Bezeichnung nach altem Recht führen.

(2) Für die ambulante Erbringung der HF-Ablation ist die Genehmigung nach der
Qualitätssicherungsvereinbarung ambulantes Operieren gemäß § 135 Absatz 2 des
Fünften Buches Sozialgesetzbuch durch die Kassenärztliche Vereinigung erforderlich.“

BAnz AT 04.08.2022 B3



2 

II. Die Änderung der Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger 
in Kraft.  

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des G-BA unter 
www.g-ba.de veröffentlicht. 

Berlin, den 19. Mai 2022 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 
Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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